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Streitvorbeugende Tätigkeit des Staatlichen Notars
Die von den Staatlichen Notariaten zü lösenden Auf­
gaben sind im Gesetz festgelegt./l/ Die Notare haben 
den Werktätigen Sinn und Inhalt der Gesetze und Ver­
ordnungen zu erläutern und ihnen bei deren Anwen­
dung Hilfe zu leisten. Ihre Tätigkeit dient, darauf ha­
ben K r o n e / R i c h t e r  bereits richtig hingewie- 
sen/2/,
— der Wahrnehmung und Durchsetzung der Rechte 

und gesetzlich geschützten Interessen der Bürger, 
der Staats- und Wirtschaftsorgane, der Betriebe, der 
Genossenschaften, der Institutionen und Organisa­
tionen, insbesondere bei der Regelung ihrer vermö­
gensrechtlichen Beziehungen,

— der Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit und 
der Entwicklung des Staats- und Rechtsbewußtseins 
der Bürger,

— der Entwicklung und Gestaltung sozialistischer Be­
ziehungen der Bürger zueinander, zur Gesellschaft 
und zu ihrem Staat,

— der Lösung der politisch-ökonomischen Aufgaben 
beim Aufbau der entwickelten sozialistischen Ge­
sellschaft, insbesondere der Festigung der sozialisti­
schen Produktionsverhältnisse.

Das Staatliche Notariat wird also immer dann tätig, 
wenn es wegen der Bedeutung der Rechtsbeziehungen 
und im Interesse der Rechtssicherheit erforderlich 
wird, diese Rechtsbeziehungen der Bürger und der ge­
nannten Organe und Einrichtungen nach besonderen 
Verfahrens- und Formvorschriften zu regeln, um in 
jedem konkreten Einzelfall die persönlichen Interessen 
mit den gesellschaftlichen Erfordernissen in Überein­
stimmung zu bringen. Auf diese Weise wirkt auch die­
ser Teil des sozialistischen Rechts als Instrument des 
sozialistischen Staates zur Organisierung und Leitung 
des Aufbaus der sozialistischen Gesellschaftsordnung. 
Wenn S r b darüber hinaus den Grundsatz aufstellt, 
daß der Notar mit seinen spezifischen Mitteln und Mög­
lichkeiten zur Vorbeugung von Rechtsstreitigkeiten bei­
zutragen, und zivilrechtliche Konflikte praxiswirksam 
zu lösen hat/3/, so kann u. E. dieser Grundsatz nur in 
dem Sinn akzeptiert werden, daß jeder Notar so zu ar­
beiten hat, daß nicht als Ergebnis seiner Arbeit (z. B. 
durch zweideutige Formulierungen in Urkunden o. ä.) 
ein Rechtsstreit entsteht. Wenn Srb darüber hinaus 
eine Aufgabe der Staatlichen Notariate darin sieht, 
„zivilrechtliche Konflikte praxiswirksam zu lösen“, so 
muß dem widersprochen werden. Diese Aufgabe ist den 
Staatlichen Notariaten nicht übertragen worden.
Die Möglichkeit, Rechtsstreitigkeiten vorzubeugen, ist 
bei der notariellen Tätigkeit in erster Linie eine Frage 
der Qualifikation des Notars, der in der Lage sein muß, 
möglichst alle Rechtsfolgen aus den Vereinbarungen 
der Beteiligten zu überblicken und eine solche Rege­
lung herbeizuführen, daß kein Streit entstehen kann. 
Daß im Zusammenhang mit der notariellen Tätigkeit 
auch eventuell auftretende zivilrechtliche Konflikte 
der Beteiligten gelöst werden, ist ein Nebenprodukt der 
Arbeit, nicht aber deren Hauptinhalt. Das Staatliche
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Notariat, das im wesentlichen nur auf Veranlassung 
der Beteiligten tätig wird, wird von diesen in der Regel 
in Anspruch genommen, weil Rechtsbeziehungen gere­
gelt werden sollen, über die weitgehend Übereinstim­
mung besteht und die in fast allen Fällen mit den ge­
sellschaftlichen Anforderungen übereinstimmen. Des­
halb kann den Schlußfolgerungen von Srb nicht gefolgt 
werden.
Nach Srb ist der Notar in der Lage, entstandene zivil- 
rechtliche Konflikte streitvorbeugend selbst zu lösen. 
Diese Feststellung und die Ausführungen dazu zeigen, 
daß Srb nicht klar zwischen den Aufgaben der Staat­
lichen Notariate, denen der Gerichte und denen der 
Rechtsanwälte trennt. Soweit Beteiligte ihre Konflikte 
selbst lösen wollen und sich dabei um die Mitwirkung 
des Staatlichen Notariats bemühen, dürfte diese Mit­
wirkung, sofern der strittige Komplex in den Aufgaben­
bereich des Staatlichen Notariats gehört, selbstver­
ständlich sein. Nur löst dann nicht das Staatliche No­
tariat diesen Konflikt, sondern die Beteiligten tun das 
unter Mitwirkung und Hilfe des Staatlichen Notariats. 
Aber die Grundtendenz der Auffassung von Srb führt 
u. E. unweigerlich dazu, daß die Bürger die ihnen zu­
stehenden gesetzlichen Rechte nicht wahrnehmen sol­
len. Srb sagt zwar, daß die „streitvorbeugende Tätigkeit 
des Notars nicht so aufgefaßt werden darf, daß eine 
gerichtliche Entscheidung unterbunden oder sogar er­
setzt werden soll“ — seine Vorschläge laufen aber letzt­
lich darauf hinaus. Es kann doch nur so sein, daß im­
mer dann, wenn die Bürger nicht zu einer den Rechts­
vorschriften entsprechenden Einigung veranlaßt wer­
den können, die Entscheidung des dazu berufenen 
Staatsorgans — hier in der Regel des Gerichts — her­
beigeführt werden muß. Nach den eingangs dargeleg­
ten Aufgaben des Staatlichen Notariats steht es dem 
Notar nicht zu, gewissermaßen richterliche Entschei­
dungen vorab zu treffen und vor einem gerichtlichen 
Verfahren die Beteiligten ggf. vorzuladen und sie zu 
bestimmten Handlungen oder Erklärungen zu veran­
lassen. -
Es kann auch nicht überzeugen, wenn der Notar wegen 
seiner engen Verbindung mit dem Leben und den Pro­
blemen der Bürger entstandene Konflikte im genann­
ten Rahmen lösen soll. Diese enge Verbindung haben 
auch andere staatliche und gesellschaftliche Organe, 
ohne daß ihnen daraus die Pflicht und das Recht er­
wachsen, zur Vermeidung gerichtlicher Verfahren bei­
zutragen.
Srb überbewertet teilweise die notarielle Tätigkeit, be­
sonders die Beurkundungstätigkeit. Jede Beurkundung 
dient dem Ziel, die Rechtsbeziehungen nach den spe­
ziellen Verfahrens- und Formvorschriften zu regeln. 
Diese Form der Mitwirkung des Staatlichen Notars ge­
währleistet die Übereinstimmung der individuellen und 
gesellschaftlichen Interessen. Die Beurkundung ist also 
ein Akt, der nicht vom praktischen Leben getrennt 
werden darf. Es hängt von der politisch-fachlichen 
Qualifikation des Notars ab, zu erkennen, welche Un­
terlagen vor der Beurkundung eines Vertrages vorge­
legt werden müssen und welche die Beteiligten noch 
nachreichen können. Wollte man die Vorlage aller be­
nötigten Unterlagen zu einer zwingenden Vorausset­
zung für die Beurkundung machen, würde dies einer­
seits gesetzlichen Regelungen widersprechen, die z. B. 
ausdrücklich die nachträgliche Genehmigung von Er­
klärungen zulassen (§ 184 BGB), andererseits würden 
den Beteiligten unnötiger Zeitaufwand und Unkosten

197


